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Besucheranschrift: 
Landesdirektion Sachsen 

Braustraße 2 

04107 Leipzig 

www.lds.sachsen.de 

Bankverbindung: 
IBAN  
DE82 8505 0300 3153 0113 70 
BIC OSDDDE81 

Kto.-Nr. 3 153 011 370 
BLZ 850 503 00 
Ostsächsische Sparkasse  
Dresden 

Verkehrsverbindung: 

Zu erreichen mit der  

Buslinie 89 

Für Besucher mit Behinderungen 

befindet sich ein gekennzeichneter 

Parkplatz in der Braustraße. 

*Kein Zugang für elektronisch signierte 
sowie für verschlüsselte elektronische 

Dokumente. 

 
Stadt Leipzig 
Stadtplanungsamt 
 
04092 Leipzig 
 

 

-  
Beteiligung Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB 
Ihr Schreiben vom 16.07.2013 
Ein Faltblatt ohne Datum 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

nach  § 4 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) beteiligen Sie die Landesdi-

 Sie übersandten dazu mit dem o. g. Schreiben als 

An  

 

Das Plangebiet dieses Bebauungsplanes befindet sich im Leipziger Stadtbe-

zirk Südost, Ortsteil Meusdorf, und umfasst auf einer Fläche von ca. 14,5 ha 

die Flurstücke 52/6 und 191/6 der Gemarkung Dösen. Das Gelände liegt 

westlich der Chemnitzer Straße und grenzt im Norden an das Areal der Klinik 

für Forensische Psychiatrie. Im Süden wird es durch die ehemals zum Klinik-

gelände gehörende Parkanlage begrenzt und im Westen durch eine Klein-

gartenanlage sowie die Wohnbebauung an der Paul-Flechsig-Straße.  

 

-

Krankenhaus Leipzig- e-

bäuden errichtet worden ist. Das Pavillon-Ensemble bildet bis heute eine 

räumliche und bauliche Einheit, die durch das strenge Straßenraster und die 

reduzierten Materialien (Ziegel, Putz, Holz) noch unterstrichen wird. Seit 

2002 wird das denkmalgeschützte Areal nicht mehr genutzt und liegt brach. 

Der Eigentümer beabsichtigt das Quartier zu einem Wohn- und Arbeits-

standort mit Dienstleistungsbereichen, Einrichtungen der Bildung und der 

medizinischen Versorgung zu entwickeln. Dem beigefügten Faltblatt kann 

ferner entnommen werden, dass 

 

Ihr/-e Ansprechpartner/-in 

Joachim Anlauf 

Durchwahl 
Telefon +49 341 977-3440 
Telefax +49 341 977-1199 

joachim.anlauf@ 
lds.sachsen.de* 

Geschäftszeichen 
(bitte bei Antwort angeben) 
L34-2511.22/18/53 

Leipzig, 
19. August 2013 
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 die Ratsversammlung im Mai 2012 die Aufstellung des Bebauungsplanes be-

schlossen hat (Beschluss Nr. RBV-1234/12 vom 16.05.2012), 

 die Anzahl der entstehenden Wohneinheiten (WE) im Plangebiet 200 WE nicht 

überschreiten soll, 

 für das Gebiet eine zukunftsfähige Umstrukturierung vorbereitet werden soll, 

  wobei nördlich des mitten im Gebiet vorhandenen zentralen Grünbe-

reichs ein Mischgebiet (MI) und 

 südlich des zentralen Grünbereichs eine Fläche für Allgemeine Wohnge-

biete (WA) festgesetzt werden sollen, 

 zwei Bebauungsvarianten zur Diskussion gestellt werden sowie 

 die Zielstellung des Bebauungsplanes den im Stadtentwicklungskonzept (SEKo) 

formulierten gesamtstädtischen Zielen entsprechen soll. 

 

Als obere Raumordnungsbehörde hat die Landesdirektion Sachsen, Dienststelle 

Leipzig das Faltblatt ohne Datum geprüft. Die Prüfung erfolgte auf der Grundlage 

 

 des Landesentwicklungsplanes des Freistaates Sachsen (LEP 2003), verbind-

lich seit 1. Januar 2004, sowie 

 des Regionalplanes Westsachsen (RPlWS 2008), verbindlich seit 25. Juli 2008. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Sächsische Staatsregierung am 12. Juli 2013 die 
Rechtsverordnung über den Landesentwicklungsplan des Freistaates Sachsen (LEP 
2013) beschlossen hat. Es ist vorgesehen, dass diese am 30. August 2013 im Sächsi-
schen Gesetz- und Verordnungsblatt veröffentlicht wird und dadurch einen Tag später 
in Kraft tritt.  
 

Im Ergebnis der Prüfung ist festzustellen: 

 

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupas-

sen. Der § 1 Abs. 7 BauGB wiederum bestimmt, dass die Grundsätze und sonstigen 

Erfordernisse der Raumordnung mit den anderen privaten und öffentlichen Belangen 

gerecht mit- und untereinander abzuwägen sind. Die frühzeitige Behördenbeteiligung in 

e unterstützen und unnö-

tige eigene Ermittlungen erübrigen, insbesondere den Zeit- und Kostenaufwand verrin-

gern  (vgl. Battis/Krautzberge/Löhr in Baugesetzbuch, München 2009, Rdnr. 4 zu § 4, 

S. 129). Ein Planentwurf mit Begründung ist zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorzulegen, 

jedoch bedarf es der 

Ausweisung eines Wohngebiets nur den Geltungsbereich und die zulässige Höhe bau-

licher Anlagen zu kennen, ggf. noch die voraussichtliche Zahl der Wohneinheiten  (zi-

tiert nach Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger in Baugesetzbuch, München 2013, 

Rdnr. 36 zu § 4, S. 25). Dies ist hier der Fall. 
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Landesentwicklungsplan und Regionalplan 

 

Im Prüfungsprozess ist aufgefallen, dass die Stadt Leipzig bereits in einem Entwurf zur 

Begründung zum Bebauungsplan vom 6. März 2012 im Wesentlichen die zu dem Be-

bauungsplan Nr. 398 relevanten Grundsätze und Ziele der Raumordnung ermittelt hat. 

Diese Grundsätze und Ziele haben ihre Berechtigung. Ergänzend wird auf folgende, 

weitere Grundsätze und Ziele hingewiesen: 

 

 Die Nutzung vorhandener Bauflächen soll Vorrang vor der Ausweisung neuer 

Baugebiete haben (Z 5.1.3, LEP 2003), 

 Im Rahmen der Siedlungsentwicklung sollen verstärkt Belange von Familien, 

von älteren oder beeinträchtigten Menschen sowie von Migranten berücksichtigt 

werden (G 5.1.3, RPlWS 2008) sowie 

 Im Rahmen der Bauleitplanung sollen Wohnbauflächen, gewerbliche Bauflä-

chen, landwirtschaftliche Gebäude- und Freiflächen, Verkehrsflächen, Einrich-

tungen der Daseinsvorsorge sowie Spiel- und Erholungsflächen einander so zu-

geordnet werden, dass Nutzungskonflikte durch Luftverunreinigungen, Lärm und 

Erschütterungen vermieden werden (Z 5.1.7, RPlWS 2008). 

 

Die Stadt Leipzig beabsichtigt auf dem Gelände einen Standort für eine Kindertages-

s-

2008 entsprechen, in dem gefordert wird, dass Kindertageseinrichtungen flächende-

ckend, wohnortnah und bedarfsgerecht zur Verfügung stehen sollen. Es wird ange-

regt, im weiteren Verlauf des Verfahrens den Bedarf näher zu erläutern. 

 

Entgegen der Ausführungen im o. g. Entwurf zur Begründung zum Bebauungsplan Nr. 

398 ist das Plangebiet nicht von Grünzügen betroffen (siehe auch Anlage). 

 

In dem Faltblatt zum Bebauungsplan Nr. 398 wird ferner ausgeführt, dass die Errich-

tung einer Nahversorgungseinrichtung geplant ist. Die Steuerung der Einzelhandels-

standorte trägt zur Sicherung der Multifunktionalität der Innenstadt des Oberzentrums 

Leipzig und damit zur oberzentralen Versorgungsfunktion der Stadt Leipzig bei (LEP 

2003, Ziel 2.3.1, zweiter Anstrich). Eine spezielle Ausformung erhält dieses Ziel durch 

den Regionalplan Westsachsen 2008, wonach Innenstädte und Stadtteilzentren als 

Standorte des Einzelhandels zu entwickeln und zu stärken sind. Dazu ist auf die Siche-

rung und Belebung des kleinteiligen Einzelhandels hinzuwirken. Aus raumordneri-

scher Sicht kann der Errichtung einer Nahversorgungseinrichtung nur unter der 

Maßgabe zugestimmt werden, dass das D-Zentrum Franzosenallee nicht substan-

ziell und die Nahversorgungslage Bockstraße nicht existenziell gefährdet wird. 

 

 

 



 

 
Seite 4 von 4 
 

Raumordnungskataster 

 

Das Raumordnungskataster der Dienststelle Leipzig der Landesdirektion Sachsen hat 

die Angaben zum Bebauungsplan Nr. 398 geprüft und unter der Nummer 3130150 re-

gistriert. Während der Prüfung ist aufgefallen, dass die Angaben im Faltblatt zum Be-

bauungsplan Nr. 398 von den Festlegungen im wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) 

der Stadt Leipzig (Bekanntmachung der Genehmigung am 15.04.1995) bzw. im FNP-

Entwurf 01/2012 abweichen.  

 

Der wirksame FNP enthält für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes die Darstel-

lungen Sonderbaufläche mit überwiegendem Grünanteil  und den Zweckbestimmun-

gen: gesundheitlicher Zweck, sozialer Zweck, schulischer Zweck sowie Versorgungsan-

lage (Heizwerk). Im FNP-Entwurf 01/2012, der im März 2012 öffentlich ausgelegen hat, 

wird das Gebiet hauptsächlich als Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung Kran-

kenhaus dargestellt. Der südliche Teil ist weiterhin als Fläche für Versorgungsanlagen 

(Energie) ausgewiesen.  

 

Die laut o. g. Faltblatt geplante Ausweisung der Fläche als Mischgebiet (MI) und Allge-

meines Wohngebiet (WA) stimmt mit den Festlegungen im FNP und im FNP-Entwurf 

2012 nicht überein und steht damit im Widerspruch zum § 8 Abs. 2 BauGB, wonach 

Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln sind. Das notwendige 

Anpassungsverfahren zum FNP ist vor Satzungsbeschluss mit der höheren Bau-

behörde abzustimmen. Dazu steht Ihnen die zuständige Referentin, Frau Regina 

Brett, zur Verfügung.  

 

Nach § 18 Abs. 1 des Sächsischen Landesplanungsgesetzes (SächsLPlG) vom 11. 

Juni 2010 sind die öffentlichen Planungsträger und die Personen des Privatrechts ver-

pflichtet, der Raumordnungsbehörde unaufgefordert die von ihnen beabsichtigten 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen mitzuteilen sowie über wesentliche 

Veränderungen zu informieren. Die Gemeinden haben nach Satz 2 des § 18 Abs. 1 

SächsLPlG bei Inkrafttreten von Bebauungsplänen über deren Inhalt und räumlichen 

Geltungsbereich die nach § 19 SächsLPlG zuständige Raumordnungsbehörde zu in-

formieren. Entsprechend ist die Landesdirektion Sachsen über den Planungsfortgang 

zum Bebauungsplan Nr. 398 Parkstadt Dösen nformieren. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Joachim Anlauf 

Referent 

 

Anlage  

Auszug aus dem DIGROK  Stand:16.08.2013 
























































